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nicht in das Gebiet der Handelspolitik
fielen.

So sehe das Übereinkommen im finan­

ziellen Bereich bis zur Schaffung des Ge­
meinsamen Fonds eine Finanzierung der
Lager durch die Erzeuger und die Ver­
braucher vor; dies falle unter die Zustän­
digkeit der Mitgliedstaaten. Ferner sei zu
erkennen, daß das Übereinkommen wei­
tere Bereiche betreffen werde, und zwar
unter anderem die Arbeitsbedingungen,
die technologische Hilfe, die Koordinie­
rung der Forschungsprogramme sowie
die Konsultationen auf steuerrechtlichem

Gebiet. Insbesondere schließlich sei das

wesentliche „technische" Ziel der Ver­
handlungen das der Preisstabilisierung;
ein abgestimmtes Einwirken auf die
Weltmarktpreise eines Produkts stelle je­
doch kein unmittelbares Einwirken auf
das Handelsvolumen dar und falle somit

nicht unter die Handelspolitik.

c) Ein weiteres Argument für eine Aus­
handlung und Unterzeichnung durch die
Mitgliedstaaten lasse sich der Feststel­
lung entnehmen, daß das Übereinkom­
men für die „abhängigen Gebiete" gelten
werde. Die französischen überseeischen

Gebiete seien im Gegensatz zu den über­
seeischen Departements nicht in den Gel­
tungsbereich des Vertrages einbezogen;
die Zuständigkeiten der Gemeinschaft

erstreckten sich nicht auf die überseei­

schen Gebiete, und allein Frankreich sei
zu deren Vertretung berufen. Die Ver­
tretung der abhängigen Gebiete mache
zumindest die Teilnahme Frankreichs an

den Verhandlungen erforderlich.

d) Die Forderung der Kommission
nach einer ausschließlichen Zuständigkeit
für die Aushandlung des Kautschuk-
Übereinkommens entbehre der Rechts­

grundlage. Darüber hinaus könne die
Auffassung der Kommission nur Besorg­
nis erregen: Der Gerichtshof werde näm­
lich zunächst aufgefordert, den Anwen­
dungsbereich von Artikel 113 in der
Weise zu bestimmen, daß dieser auch
Gegenstände erfasse, die offenkundig
nicht „handelspolitisch" seien, um eine
ausschließliche Zuständigkeit der Ge­
meinschaft zur Beteiligung an Überein­
kommen zu begründen; bereits dies sei
fragwürdig. Sodann werde vom Ge­
richtshof die Feststellung verlangt, daß
die Gemeinschaft internationale Überein­

kommen aus Opportunitätsgründen auch
dann allein aushandeln und abschließen

müsse, wenn unbestreitbar eine ge­
mischte Zuständigkeit gegeben sei. Da­
mit werde der Gerichtshof in Wahrheit

aufgefordert, das Gemeinschaftsrecht aus
überdies sehr fragwürdigen Opportuni­
tätsgründen nicht anzuwenden.

Stellungnahme des Gerichtshofes

1 Mit Antrag vom 13. November 1978 hat die Kommission den Gerichtshof
ersucht, sich gemäß Artikel 228 Absatz 1 Unterabsatz 2 EWG-Vertrag zur
Frage der Vereinbarkeit des Entwurfs für ein internationales Naturkau­
tschuk-Übereinkommen, über das gegenwärtig im Rahmen der Konferenz
der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung (nachstehend: UNC­
TAD) verhandelt wird, mit dem Vertrag zu äußern, und zwar insbesondere
im Hinblick auf die Zuständigkeit der Gemeinschaft zum Abschluß dieses
Übereinkommens.
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2 Dieses Vorgehen der Kommission erfolgte im Anschluß an eine Meinungs­
verschiedenheit, die zwischen ihr und dem Rat über die Frage der Abgren­
zung der jeweiligen Zuständigkeiten der Gemeinschaft und der Mitgliedstaa­
ten zur Aushandlung und zum Abschluß des betreffenden Übereinkommens
aufgetreten ist. Die hierzu von der Kommission und vom Rat vertretenen
Auffassungen lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Nach Ansicht der Kommission fällt das beabsichtigte Übereinkommen ganz
oder zumindest im wesentlichen unter Artikel 113 EWG-Vertrag über die
gemeinsame Handelspolitik. Die Gemeinschaft sei daher zur Aushandlung
und zum Abschluß des Übereinkommens ausschließlich zuständig; demge­
mäß müsse die Gemeinschaft sämtliche mit ihrer Eigenschaft als Vertragspar­
tei des Übereinkommens verbundenen Rechte und Verpflichtungen durch
ihre eigenen Organe wahrnehmen, auf gleicher Ebene wie die anderen Ver­
tragsparteien an den in diesem Rahmen geschaffenen Organen teilnehmen
sowie über ein eigenes Stimmrecht verfügen und dieses Recht durch ihre al­
leinigen Vertreter ausüben lassen.

Nach der Auffassung des Rates geht der Gegenstand des Übereinkommens
über den Rahmen der Handelspolitik hinaus und bedingt daher eine Auftei­
lung der Zuständigkeiten zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaa­
ten in der Weise, daß das Übereinkommen nach dem Vorbild anderer, ähnli­
cher Übereinkommen gemäß dem Verfahren der sogenannten „gemischten"
Abkommen, das heißt gemeinsam durch die Gemeinschaft und die Mitglied­
staaten, abgeschlossen werden müsse. Der Rat ist der Ansicht, dieses bei
zahlreichen Gelegenheiten, nämlich im Rahmen der Assoziierungsregelun­
gen, der Verhandlungen im Zusammenhang mit dem „Nord-Süd-Dialog"
und der bisher geschlossenen Rohstoffübereinkommen, bewährte Verfahren
habe es erlaubt, die Einheit der Gemeinschaft auf internationaler Ebene in
vollauf zufriedenstellender Weise deutlich zu machen.

3 Wie das Vorstehende erkennen läßt, ist das Recht der Gemeinschaft zur Be­
teiligung an dem beabsichtigten Übereinkommen als solches nicht umstritten.
Die Meinungen gehen lediglich in bezug auf die Frage auseinander, ob der
Gegenstand des Übereinkommens vollständig in den Zuständigkeitsbereich
der Gemeinschaft fällt oder ob er eine Aufteilung der Zuständigkeit erforder­
lich macht, so daß die gemeinsame Beteiligung der Gemeinschaft und der
Mitgliedstaaten an dem Übereinkommen gerechtfertigt ist.
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I — Sachverhalt und Verfahrensstand

4 Die Beteiligung der Gemeinschaft an internationalen Rohstoffübereinkom­
men ist nichts völlig Neues. Tatsächlich ist die Gemeinschaft Vertragspartei
des internationalen Weizenhandels-Übereinkommens von 1967 und der

internationalen Weizen-Übereinkunft von 1971, der internationalen Kakao-
Übereinkommen von 1972 und 1975, des internationalen Kaffee-Überein­
kommens von 1976 sowie des Vierten und Fünften internationalen Zinn-

Übereinkommens von 1970 beziehungsweise 1975 (s. für die jüngsten Über­
einkommen ABl. 1974, L 219, S. 24, Weizen; ABl. 1976, L 321, S. 29,
Kakao; ABl. 1976, L. 309, S. 28, Kaffee; ABl. 1976, L 222, S. 1, Zinn). Alle
diese Übereinkommen wurden von der Gemeinschaft und den Mitgliedstaa­
ten gemeinsam abgeschlossen. Für die Gemeinschaft wurden sie auf der
Grundlage von Artikel 113 EWG-Vertrag in Kraft gesetzt. Die Gemeinschaft
hat ferner an den Verhandlungen über internationale Übereinkommen für
Zucker und für Olivenöl teilgenommen, doch hat sie einen Beitritt zu diesen
Übereinkommen letztlich nicht für angebracht gehalten. Es ist darauf hinzu­
weisen, daß sich auch in einigen zweiseitigen, von der Gemeinschaft auf der
Grundlage von Artikel 113 abgeschlossenen Handelsabkommen Klauseln
über den Handel mit bestimmten Rohstoffen oder ähnlichen Erzeugnissen
finden, die gegebenenfalls Versorgungsgarantien enthalten.

5 Da die Verhandlungen über Naturkautschuk im Rahmen der UNCTAD ein­
geleitet worden sind, ist zunächst an einige Elemente der Satzung dieses Or­
gans zu erinnern, die durch die Entschließung 1995 (XIX) der Vollversamm­
lung der Vereinten Nationen vom 30. Dezember 1964 festgelegt worden ist.
Gemäß dieser Satzung ist Aufgabe der UNCTAD „die Förderung des inter­
nationalen Handels, insbesondere im Hinblick auf die Beschleunigung der
wirtschaftlichen Entwicklung, vor allem des Handels zwischen Ländern ver­
schiedener Entwicklungsstufen, zwischen Entwicklungsländern und zwischen
Ländern mit unterschiedlichen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnungen" so­
wie „die Formulierung von Grundsätzen und Richtlinien hinsichtlich des in­
ternationalen Handels und der mit ihm verbundenen Probleme der wirt­

schaftlichen Entwicklung". Im Hinblick auf diese Ausrichtung ist sie mit der
Einleitung von Maßnahmen „mit dem Ziel der Verhandlung und des Ab­
schlusses multilateraler rechtsverbindlicher Vereinbarungen auf dem Gebiet
des internationalen Handels" beauftragt (Teil II Nr. 3 Buchstaben a, b und e
der genannten Resolution).
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6 Aufgrund dieser Bestimmungen verabschiedete die Vollversammlung am
1. Mai 1974 eine Erklärung über und ein Aktionsprogramm für die Schaf­
fung einer „neuen Weltwirtschaftsordnung" (Resolutionen 3201 und 3202
(S-VI) und am 12. Dezember ,1974 die „Charta der wirtschaftlichen Rechte
und Pflichten der Staaten" (Resolution 3281 (XXIX)). Als Grundsätze die­
ser „neuen Wirtschaftsordnung" nennt die Resolution 3201 (S-VI) unter an­
derem ein „gerechtes Preisverhältnis zwischen Rohstoffen, Grundstoffen,
Fertigwaren und Halbfertigwaren, die von Entwicklungsländern exportiert
werden, und Rohstoffen, Grundstoffen, Fertigwaren, Produktionsgütern und
Ausrüstungsgegenständen, die von ihnen importiert werden, um dadurch eine
anhaltende Verbesserung ihrer unbefriedigenden „terms of trade" und die
Expansion der Weltwirtschaft zu erzielen" (Nr. 4 Buchstabe j). Die Resolu­
tion 3202 (S-VI) ruft dazu auf, alle denkbaren Bemühungen zu unternehmen
„mit dem Ziel einer Umkehr der ungeachtet einer allgemeinen Erhöhung der
Rohstoffpreise anhaltenden Tendenz zu stagnierenden oder sinkenden realen
Preisen für verschiedene, von den Entwicklungsländern ausgeführte Roh­
stoffe, was zu einem Sinken der Ausfuhrerlöse dieser Entwicklungsländer
führt" (Teil I Nr. 1 Buchstabe C). Dieselbe Resolution enthält eine Empfeh­
lung zur Beschleunigung der „Ausarbeitung von Rohstoffübereinkommen,
um den Weltmarkt für Roh- und Grundstoffe bedarfsgerecht zu regulieren
und zu stabilisieren" sowie zur Vorbereitung „eines integrierten Gesamtpro­
gramms, das Richtlinien aufstellt und die Arbeiten berücksichtigt, die gegen­
wärtig in diesem Bereich für einen breiten Fächer von Rohstoffen stattfinden,
deren Ausfuhr für die Entwicklungsländer von Bedeutung ist" (Titel I Nr. 3
Buchstabe a Ziffern iii und iv). Auf der Grundlage dieser Resolutionen ver­
abschiedete die UNCTAD am 30. Mai 1976 während ihrer Tagung in Nai­
robi die Resolution 93 (IV) über ein „Integriertes Rohstoffprogramm"
(nachstehend als „Resolution von Nairobi"bezeichnet).

7 Die Resolution von Nairobi, die den unmittelbaren Bezugsrahmen für die
Verhandlungen über Naturkautschuk abgibt, enthält verschiedene Hinweise
auf das Wesen des beabsichtigten Übereinkommens. In dieser Resolution
wird daran erinnert, daß es sich um ein Programm für die Rohstoffe handelt,
deren Ausfuhr für die Entwicklungsländer von Bedeutung ist, und daß eines
der Hauptziele das Zustandekommen von Entscheidungen über die „Verbes­
serung der Marktstrukturen" bei diesen Stoffen zu sein hat. Erwähnt wird
auch die beabsichtigte Schaffung eines gemeinsamen Fonds für mehrere Roh­
stoffe. Sodann wird die Notwendigkeit anerkannt, den internationalen Han­
del auf der Grundlage des gegenseitigen Vorteils und gerechten Nutzens un­
ter Berücksichtigung der Interessen aller Staaten, insbesondere derjenigen
der Entwicklungsländer, zu ordnen (siebte Begründungserwägung). Hervor-
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gehoben wird schließlich die „Notwendigkeit eines umfassenden Ansatzes
und eines integrierten Rohstoffprogramms, das als globales Aktionspro­
gramm der Verbesserung der Marktstrukturen im internationalen Handel mit
Rohstoffen dient, die für die Entwicklungsländer von Interesse sind, das den
Interessen aller Länder, insbesondere denen der Entwicklungsländer, ent­
spricht und eine umfassende Berücksichtigung der verschiedenen Bestandteile
sicherstellt und dabei auch die Besonderheiten der einzelnen Rohstoffe be­

rücksichtigt" (vierzehnte Begründungserwägung).

8 Im materiellen Teil der Resolution wird in Teil I die „Verbesserung der
,terms of trade' der Entwicklungsländer" und die „Beseitigung des wirt­
schaftlichen Ungleichgewichts zwischen entwickelten Ländern und Entwick­
lungsländern" als umfassendes und grundlegendes Ziel des integrierten Pro­
gramms genannt. Demgemäß werden folgende Ziele festgelegt:

„1. Herstellung stabiler Bedingungen im Rohstoffhandel ... durch Stützung
der Preise auf einem Niveau, das

a) einträglich und gerecht für die Erzeuger und angemessen für die Ver­
braucher ist,

b) der weltweiten Inflation und den Veränderungen in der internationa­
len Wirtschafts- und Währungssituation Rechnung trägt.

c) das Gleichgewicht von Angebot und Nachfrage in einem wachsenden
Weltrohstoffhandel fördert.

2. Anhebung und Erhaltung des Realeinkommens einzelner Entwicklungs­
länder durch eine Steigerung ihrer Ausfuhrerlöse ...

3. Bemühungen zur Verbesserung des Marktzugangs und der Sicherheit
der Versorgung mit Primärerzeugnissen und daraus hergestellten Er­
zeugnissen . . .

4. Auffächerung der Produktion ... in den Entwicklungsländern .. . mit
dem Ziel, ihre Industrialisierung zu fördern ...

5. Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit von Naturprodukten . .., die im
Wettbewerb mit synthetischen Produkten und Ersatzstoffen stehen .. .

6. Verbesserung der Marktstrukturen im Bereich der Roh- und Grund­
stoffe .. .
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7. Verbesserang des Vermarktungs-, Verteilungs- und Transportwesens für
die Rohstoffausfuhren der Entwicklungsländer . .."

9 In ihrem Teil II enthält die Resolution von Nairobi eine nichtabschließende

Aufzählung der erfaßten Erzeugnisse : Bananen, Bauxit, Kakao, Kaffee, Kup­
fer, Baumwolle, Hartfasern, Eisenerz, Jute, Mangan, Fleisch, Phosphate,
Gummi, Zucker, Tee, tropische Hölzer, Zinn und Pflanzenöle. Viele dieser
Erzeugnisse sind vor allem für die Entwicklungsländer von Interesse; einige,
wie Eisenerz, Fleisch, Zucker und Pflanzenöle, werden auch in der Gemein­
schaft hergestellt. Mehrere dieser Erzeugnisse sind, wie oben erwähnt, bereits
heute Gegenstand von geltenden Übereinkommen.

10 Teil III der Resolution enthält die Vereinbarung, Schritte zur Aushandlung
eines gemeinsamen Fonds zu unternehmen, und nennt sodann unter anderem
folgende im Rahmen des integrierten Programms zu treffenden internationa­
len Maßnahmen:

— Einrichtung einer internationalen Lagerhaltung;

— Harmonisierung der Lagerhaltungspolitik;

— Erlaß von Maßnahmen zur Regelung des Angebots, einschließlich Ex­
portquoten und Produktionszielen und, soweit angezeigt, langfristige
multilaterale Liefer- und Abnahmeverpflichtungen;

— Verbesserung und Erweiterung der Finanzierungsverfahren mit dem Ziel
der Stabilisierung der Ausfuhrerlöse der Entwicklungsländer;

— Verbesserung des Marktzugangs ;

— Verbesserung der Infrastruktur und der industriellen Leistungsfähigkeit
der Entwicklungsländer;

— Prüfung von besonderen Maßnahmen für Rohstoffe, deren Probleme
durch Lagerhaltung nicht hinreichend gelöst werden können.

11 Anfang des Jahres 1978 beschloß die UNCTAD im Anschluß an mehrere
Vorbereitungstreffen die Eröffnung von Verhandlungen über den Abschluß
eines internationalen Naturkautschuk-Übereinkommens. Es ist dies die erste

auf der Grundlage der Resolution von Nairobi über das „Integrierte Roh­
stoffprogramm" eingeleitete Verhandlung.
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12 Im Hinblick auf diese Verhandlungen richtete die Kommission am 22. No­
vember 1977 und am 24. Mai 1978 an den Rat Mitteilungen betreffend die
Leitlinien für eine Haltung der Gemeinschaft. Diese Dokumente geben den
Stand der Vorbereitungsarbeiten im Rahmen der UNCTAD, an denen die
Kommission teilgenommen hat, wieder und legen gewisse Orientierungsli­
nien für die Vorbereitung der zukünftigen Verhandlungen fest. Da deren
Eröffnung für den 13. November 1978 vorgesehen war, legte die Kommis­
sion dem Rat am 5. Oktober 1978 eine „Empfehlung" gemäß Artikel 113
Absatz 3 des Vertrages vor, die den Entwurf für einen „Beschluß über die
Aushandlung eines internationalen Naturkautschuk-Abkommens" und den
Entwurf von „Direktiven für die Verhandlungen" enthält. Nach diesem Ent­
wurf sollte die Komission ermächtigt werden, die Verhandlungen „im Na­
men der Gemeinschaft .. . gemäß den [vom Rat zu erlassenden] Direktiven
. . . und im Benehmen mit dem Sonderausschuß nach Artikel 113 des Vertra­

ges" zu führen.

13 In der Begründung der Empfehlung rechtfertigte die Kommission die Beteili­
gung der Gemeinschaft an dem Übereinkommen wie folgt: „Alle Instru­
mente des Übereinkommens wirken sich direkt und grundlegend auf Volu­
men und Bedingungen des internationalen Handels mit Naturkautschuk aus
und fallen deshalb auf der Grundlage von Artikel 113 des Vertrages von
Rom in die Zuständigkeit der Gemeinschaft. Infolgedessen ist die finanzielle
Durchführung des Übereinkommens über Naturkautschuk von der Gemein­
schaft selbst durch einen Direktbeitrag aus dem Gemeinschaftshaushalt zu
übernehmen."

14 Auf der Grundlage dieser Empfehlung prüfte der Rat die mit der Beteiligung
der Gemeinschaft an dem beabsichtigten Übereinkommen zusammenhängen­
den Fragen. In seiner Sitzung vom 17. Oktober 1978 faßte er einen vom
Ausschuß der Ständigen Vertreter vorbereiteten Verfahrensbeschluß über
„Modalitäten der Teilnahme an der Konferenz", der folgenden Wortlaut
hat:

„Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaten beteiligen sich an den Kau­
tschukverhandlungen mit einer Gemeinschaftsdelegation und neun nationa­
len Delegationen. Die Gemeinschaftsdelegation besteht nach dem üblichen
Verfahren aus einer gemischten Delegation (Kommission und Vorsitz sowie
ein Beamter je Mitgliedstaat).
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Die Verhandlung wird auf der Grundlage einer zuvor festgelegten gemeinsa­
men Haltung geführt.

Für die in die Zuständigkeit der Gemeinschaft fallenden Bereiche wird die
Kommission beauftragt, im Namen der Gemeinschaft zu verhandeln.

Für die übrigen Bereiche, die für die Gemeinschaft von besonderem Interesse
sind, erfolgt während der Verhandlungen ein gemeinsames Vorgehen. Die
Aufgabe des gemeinsamen Sprechers wird in der Regel dem Vertreter der
Kommission gemäß dem für gemischte Delegationen festgelegten Verfahren
übertragen. Die Mitgliedstaaten schalten sich im Rahmen der zuvor festge­
legten gemeinsamen Haltung ein, um diese zu unterstützen und zu fördern.

Treten an Ort und Stelle Schwierigkeiten auf, so wenden sich die Delegatio­
nen an die Ratsinstanzen in Brüssel."

15 In seinem hierzu dem Rat vorgelegten Bericht erläuterte der Ausschuß der
Ständigen Vertreter, es handele sich um eine „pragmatische Formel ..., die
sich an bereits für andere Verhandlungen über Rohstoffe festgelegte Modali­
täten anlehnt"; es bestehe Einvernehmen darüber, daß die Zustimmung des
Rates zu dieser Formel in keiner Weise die von den verschiedenen Delega­
tionen und insbesondere von der Kommission in der Sache vertretene

Rechtsauffassung präjudiziert". Der Bericht enthält darüber hinaus eine An­
merkung mit folgendem Wortlaut: „Nach Ansicht der Kommission fällt die
Aushandlung des betreffenden Übereinkommens auf der Grundlage von Arti­
kel 113 EWG-Vertrag in die ausschließliche Zuständigkeit der Gemeinschaft.
Die Delegationen vertreten hingegen die Auffassung, die Aushandlung sei in
einem weiteren Rahmen als dem des Artikels 113 zu sehen; einigen dieser
Delegationen zufolge müssen die Artikel 113 und 116 Anwendung finden."

16 Diesem Beschluß des Rates gemäß wurden die Verhandlungen im Rahmen
der UNCTAD zum vorgesehenen Zeitpunkt aufgenommen. Zur Ergänzung
ist darauf hinzuweisen, daß der Rat am 15. November 1978 ebenfalls auf die
Vorschläge der Kommission hin eine „gemeinsame Haltung" für die Aus­
handlung des Übereinkommens festgelegt und beschlossen hat,, daß die Erar­
beitung einer gemeinsamen Haltung in den noch offenen Fragen im Rahmen
einer Abstimmung an Ort und Stelle in Genf erfolgen solle und daß bei
Schwierigkeiten die Ratsinstanzen in Brüssel zu befassen seien.
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17 Die Kommision hat, nachdem ihre gemäß Artikel 113 vorgelegte Empfeh­
lung über die Art und Weise der Verhandlungsführung durch den Beschluß
vom 17. Oktober 1978 stillschweigend verworfen worden war, den Gerichts­
hof alsbald gemäß Artikel 228 um die Erstattung eines Gutachtens ersucht,
um die zwischen ihr und dem Rat bestehende Meinungsverschiedenheit klä­
ren zu lassen. Der Rat hat seine schriftliche Stellungnahme am 19. Februar
1979 vorgelegt. Zur gleichen Zeit haben die Regierung der Französischen
Republik und die Regierung des Vereinigten Königreichs zur Unterstützung
der Ausführungen des Rates Stellungnahmen abgegeben. Der Gerichtshof hat
die Kommission und den Rat zu einer nichtöffentlichen Anhörung geladen,
die am 9. Mai 1979 stattgefunden hat und in deren Verlauf beide Organe
Gelegenheit hatten, ihre jeweilige Haltung zu erläutern und von verschiede­
nen Mitgliedern des Gerichtshofes gestellte Fragen zu beantworten. Auch die
Regierungen der Mitgliedstaaten waren von dieser Anhörung in Kenntnis ge­
setzt worden. Gemäß Artikel 108 der Verfahrensordnung hat der Gerichts­
hof die Generalanwälte in nichtöffentlicher Sitzung angehört.

II — Darstellung des Inhalts des Übereinkommensentwurfs

18 Die Kommission hat den Gerichtshof zu einem Zeitpunkt angerufen, als die
Verhandlungen im Anschluß an die im Rahmen der UNCTAD erfolgten
Vorbesprechungen unmittelbar vor ihrer offiziellen Eröffnung standen. Dem­
gemäß spiegelten die dem Gerichtshof vorgelegten Unterlagen den noch vor­
läufigen Zustand der Texte wieder, über die Verhandlungen eingeleitet wer­
den sollten. Nach Stellung des Antrags haben zwei Verhandlungstagungen
stattgefunden; die erste begann wie vorgesehen am 13. November 1978,
während die zweite, die durch eine ergänzende Mitteilung der Kommission
an den Rat über den Stand der Arbeiten vorbereitet worden war, während
der Monate März und April 1979 stattfand.

19 Im Anschluß an diese letzte Tagung hat die Kommission dem Gerichtshof
die Verhandlungsdokumente übermittelt, die den letzten Stand der Texte
widerspiegeln. Der am weitesten gediehene Bestandteil derselben ist ein Do­
kument des Konferenzvorsitzes über die Schaffung eines Ausgleichslagers für
Naturkautschuk, die Finanzierung dieses Lagers und seine zukünftigen Ver­
bindungen mit dem „Gemeinsamen Fonds", die Sicherstellung einer geregel­
ten Versorgung der Verbraucherländer sowie die Konsultationen über die
Politik der einzelnen Länder, die sich auf das Angebot oder die Nachfrage
bei Kautschuk auswirkt. Nach den Angaben der Kommission, denen vom
Rat nicht widersprochen worden ist, hat dieser Text zu einem Einvernehmen
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zwischen Erzeuger- und Verbraucherländern geführt. Drei weitere, von der
Redaktionskommission und den Ausschüssen der Konferenz ausgearbeitete
Dokumente haben, abgesehen von verschiedenen Nebenbestimmungen über
die Arbeitsweise des Ausgleichslagers, die strukturellen, finanziellen und
rechtlichen Aspekte des Übereinkommens zum Gegenstand. Diese Texte ent­
halten noch eine Reihe von Vorbehalten und Varianten, lassen jedoch in ih­
rer Gesamtheit die wesentlichen Züge des Übereinkommens mit hinreichen­
der Genauigkeit erkennen. Für die Zwecke des vorliegenden Gutachtens las­
sen sich diese Wesensmerkmale wie folgt zusammenfassen:

a) Wirtschaftliches Ziel des Übereinkommens

20 Das internationale Kautschuk-Übereinkommen soll vor allem der Herstel­

lung eines Gleichgewichts zwischen Angebot und Nachfrage bei Naturkau­
tschuk dienen, um den Preis dieses Erzeugnisses entsprechend einer langfri­
stigen Tendenz zu stabilisieren. Dieser Preis soll den Ausfuhrländern stabile
Ausfuhrerlöse garantieren und gleichzeitig die Versorgung der Einfuhrländer
zu einem gerechten Preisniveau sicherstellen. Das Übereinkommen soll mit
Hilfe dieser Preispolitik die Wettbewerbsfähigkeit des Naturkautschuks ge­
genüber dem synthetischen Kautschuk und den Ersatzstoffen erhöhen und
zu einer Harmonisierung der Herstellung dieser Erzeugnisse in den Einfuhr­
ländern mit der Einfuhr von Naturkautschuk führen. Insgesamt ist das Über­
einkommen somit darauf gerichtet, eine ausgewogene Steigerung sowohl der
Produktion als auch des Verbrauchs von Naturkautschuk zu fördern, um die
schwierigen Probleme zu lindern, die sich für die Betroffenen je nach der
Konjunktur aus den Überschüssen beziehungsweise der Knappheit dieses Er­
zeugnisses ergeben.

21 Dieses Ziel soll mit Hilfe der Schaffung eines Ausgleichslagers erreicht wer­
den, dessen Aufgabe es ist, die Kautschuküberschüsse in Zeiten sinkender
Preise aufzukaufen und den gelagerten Kautschuk bei steigenden Preisen zu
verkaufen, um den Preis in einer im voraus festgesetzten Bandbreite zu hal­
ten. Einer der Hauptgegenstände der Verhandlungen ist die Feststellung des
zentralen Referenzpreises und der Bandbreiten nach oben oder nach unten,
deren Überschreitung das Eingreifen des Ausgleichslagers je nach Lage des
Falles möglich oder erforderlich macht. Die geplanten Referenzpreise sind
keine garantierten Mindest- oder Höchstpreise, sondern Schwellen für die
Auslösung der Tätigkeit des Ausgleichslagers, während der Marktpreis durch
Angebot und Nachfrage bestimmt wird. Neben dem normalen Ausgleichsla­
ger, dessen Gesamtvolumen auf 400 000 Tonnen festgesetzt ist, ist die Schaf-
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fung eines Ergänzungsausgleichslagers von 150 000 Tonnen vorgesehen, das
eingesetzt werden soll, falls sich die normalen Maßnahmen des Ausgleichsla­
gers als unzureichend herausstellen, um einem außergewöhnlichen Preisrück­
gang zu begegnen.

22 Die Frage der Finanzierung der Tätigkeit des Ausgleichslagers war anfäng­
lich Gegenstand von Meinungsverschiedenheiten zwischen den Delegationen;
einige schlugen ein System der Finanzierung im Wege der Abschöpfung im
Handel mit dem betroffenen Erzeugnis vor, während andere einer Finanzie­
rung mit Hilfe öffentlicher Mittel den Vorzug gaben, die von den Parteien
des Übereinkommens nach einem gerechten Verteilerschlüssel zwischen der
Gruppe der Erzeuger und der Gruppe der Verbraucher sichergestellt werden
sollte. Aus den jüngsten Unterlagen geht hervor, daß sich die letztgenannte
Lösung durchgesetzt hat, wobei allerdings Einvernehmen darüber besteht,
daß jeder Partei die Bestimmung der Stelle überlassen bleiben soll, die mit
der Entrichtung der von ihr aufzubringenden Beiträge betraut ist. Demselben
Dokument zufolge wird sich der Internationale Kautschukrat die Finanzie­
rungsmöglichkeiten des Gemeinsamen Fonds zunutze machen, sobald dieser
seine Tätigkeit aufgenommen hat.

b) Institutionelles Gefüge des Übereinkommens

23 Die Durchführung der Bestimmungen des Übereinkommens soll durch die
Schaffung einer „Internationalen Naturkautschuk-Organisation" gewährlei­
stet werden. Mitglieder dieser Organisation sind die Parteien des Überein­
kommens, wobei davon ausgegangen wird, daß dieser Begriff sowohl die
Staaten als auch solche zwischenstaatlichen Organisationen erfaßt, die über
Verantwortlichkeiten hinsichtlich der Aushandlung, des Abschlusses und der
Anwendung internationaler Übereinkommen, insbesondere von Rohstoff­
übereinkommen, verfügen. Über die Fassung der sich auf diesen zweiten Fall
beziehenden Klausel wurde noch kein Einvernehmen erzielt; man wird je­
doch davon ausgehen können, daß das Übereinkommen entweder die Euro­
päische Wirtschaftsgemeinschaft ausdrücklich als mögliche Vertragspartei be­
zeichnen oder eine hinreichend umfassende allgemeine Formel enthalten
wird, um der Gemeinschaft die Beteiligung am Übereinkommen zu ermögli­
chen.

24 Höchstes Organ der Organisation ist der aus allen ihren Mitgliedern beste­
hende Internationale Kautschukrat. Der Rat ernennt einen Geschäftsführen-
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den Direktor und einen Leiter des Ausgleichslagers, die über das zur Durch­
führung des Übereinkommens erforderliche Personal verfügen. Der Rat übt
alle Befugnisse aus und nimmt alle Aufgaben wahr, deren es zur Durchfüh­
rung der Bestimmungen des Übereinkommens bedarf. Zu diesem Zweck
kann er Verordnungen erlassen, und zwar insbesondere um die Bestimmun­
gen über die Verwaltung des Ausgleichslagers und die Finanzvorschriften der
Organisation festzulegen. Der Rat kann Ausschüsse einsetzen und ihnen be­
stimmte, ihm zustehende Befugnisse übertragen.

25 Die Beschlußfassung des Rates unterliegt Bestimmungen, deren Wirkungs­
weise in Abkommen dieser Art wohlbekannt ist. Die Vertragsparteien bilden
zwei Gruppen: Die Ausfuhrländer und die Einfuhrländer. Jeder dieser Grup­
pen werden 1 000 Stimmen zugeteilt. Innerhalb dieser beiden Gruppen wer­
den diese Stimmen nach zwei unterschiedlichen Verfahren verteilt. Eine erste

Teilmenge der verfügbaren Stimmen (nach den derzeit vorliegenden Varian­
ten 100 bis 200 Stimmen) wird zu gleichen Teilen unter den Mitgliedern der
betreffenden Gruppe verteilt; die verbleibenden (das heißt 800 bis 900) Stim­
men werden nach Maßgabe der Anteile der Parteien des Übereinkommens
an der Kautschukausfuhr beziehungsweise -einfuhr verteilt. Die für diesen
Zweck berücksichtigten Handelsanteile werden unter Bezugnahme auf das
Zollgebiet der Vertragsparteien berechnet, was zweifellos zur Festsetzung
eines globalen Handelsanteils für die Gemeinschaft führen wird. Da die Ge­
meinschaft gleichrangig neben den Vereinigten Staaten von Amerika einer
der beiden größten Kautschukverbraucher in der Welt ist (22 bis 23 % der
Welteinfuhren), wird sie eine verhältnismäßig starke Stellung in der Gruppe
der Einfuhrländer einnehmen.

26 Gemäß den Bestimmungen des Übereinkommens faßt der Rat seine Be­
schlüsse entweder mit einfacher Mehrheit („beiderseitige einfache Mehr­
heit") oder mit qualifizierter Mehrheit („besondere Mehrheit") nach einem
wie folgt festgelegten Abstimmungsverfahren : Die Gruppe der Ausfuhrländer
und die Gruppe der Einfuhrländer stimmen getrennt ab, und ein Beschluß
kommt nur dann zustande, wenn die erforderliche Mehrheit (zwei Drittel
der Stimmen im Fall der „besonderen Mehrheit" und die Hälfte der Stim­
men im Fall der „beiderseitigen einfachen Mehrheit") innerhalb jeder der
beiden Gruppen erreicht ist.
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c) Sonstige Bestimmungen

27 Der Übereinkommensentwurf enthält neben den üblichen Klauseln eine

Reihe von Verwaltungsvorschriften. Diese betreffen unter anderem die Sat­
zung der Organisation, ihre Finanzvorschriften, die Beschwerden bei Verlet­
zung von Verpflichtungen aus dem Übereinkommen durch Mitglieder und
die Beilegung von Streitigkeiten.

Ferner sind mehrere Klauseln wirtschaftlichen Charakters zu erwähnen, die
sich auf die dem Internationalen Kautschukrat übertragenen Aufgaben bezie­
hen, namentlich auf die Durchführung von Untersuchungen über die Verbes­
serung der Erzeugung und der Vermarktung von Kautschuk, die Sammlung
und Veröffentlichung statistischer Angaben sowie, gemäß Vorschlägen eini­
ger an den Verhandlungen beteiligter Länder, auf die sozialen Bedingungen
in der Kautschukindustrie und die steuerliche Behandlung der Kautschukaus­
fuhren.

III — Einwände gegen die Statthaftigkeit des Antrags

28 Der Rat wirft die Frage auf, ob der von der Kommission gestellte Antrag
nicht verfrüht sei und ob mit ihm darüber hinaus nicht insofern in unkorrek­

ter Weise vom Verfahren des Artikels 228 Gebrauch gemacht werde, als er
darauf abziele, diesem Verfahren nicht unterliegende Fragen vom Gerichts­
hof entscheiden zu lassen. Dieser Standpunkt wird von der Regierung der
Französischen Republik und der Regierung des Vereinigten Königreichs un­
terstützt. Die französische Regierung vertritt insbesondere die Ansicht, der
Antrag der Kommission sei unzulässig und stelle im Hinblick auf Artikel 228
einen Verfahrensmißbrauch dar.

Hilfsweise und für alle Fälle schlägt der Rat dem Gerichtshof vor, das Ver­
fahren so lange auszusetzen, bis die Verhandlungen ein weiter fortgeschritte­
nes Stadium erreicht haben.

a) Zur Inanspruchnahme von Artikel 228

29 Nach Ansicht des Rates fällt der von der Kommission gestellte Antrag nicht
unter die Bestimmungen des Artikels 228. Dieser Stellungnahme scheint die
Auffassung zugrunde zu liegen, daß sich dieses Verfahren nicht dazu eigne,
Fragen der Verteilung der Zuständigkeiten auf dem Gebiet der auswärtigen
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Beziehungen und insbesondere Fragen von allgemeiner Tragweite im Zusam­
menhang mit der Auslegung von Artikel 113 und der Rechtmäßigkeit der
Praxis der sogenannten „gemischten" Abkommen im Hinblick auf diese Be­
stimmung entscheiden zu lassen. Für die zwischen Rat und Kommission seit
langem bestehende Meinungsverschiedenheit über die Auslegung von Artikel
113 des Vertrages müsse mit Hilfe des Mechanismus des Artikels 149 des
Vertrages, der bestimme, unter welchen Bedingungen die Kommission beim
Erlaß der Rechtsakte des Rates mitwirke, eine Lösung gefunden werden, was
auch bisher auf diese Weise geschehen sei. Die von der Kommission vorge­
schlagene Rechtsgrundlage für einen Rechtsakt des Rates (sowohl in der in­
nergemeinschaftlichen Rechtsordnung als auch in den Rechtsbeziehungen
nach außen) sei ein Bestandteil des Vorschlags der Kommission. Wenn der
Rat der Ansicht sei, daß die vorgeschlagene Rechtsgrundlage die vorgeschla­
gene Maßnahme nicht trage, so könne er diese Rechtsgrundlage einstimmig
ändern.

30 Der Gerichtshof hat in früheren Stellungnahmen hervorgehoben, daß das
Verfahren nach Artikel 228, wie auch das nach Artikel 103 EAG-Vertrag,
die Prüfung aller Fragen erlaubt, die für die Vereinbarkeit eines beabsichtig­
ten Abkommens mit den Bestimmungen des Vertrages von Bedeutung sein
können (Gutachten 1/75 vom 11. November 1975, Slg. 195, 1355, Teil A;
Gutachten 1/76 vom 26. April 1977, Slg. 1977, 741, Randnr. 10 der gutacht­
lichen Stellungnahme; Beschluß 1/78 vom 14. November 1978, erlassen nach
Artikel 103 EAG-Vertrag, Slg. 1978, 2151, Randnr. 5 der Stellungnahme).
Denn wie sich aus diesen Entscheidungen ergibt, kann die Beurteilung der
Vereinbarkeit eines Abkommens mit dem Vertrag nicht nur von den Bestim­
mungen des materiellen Rechts abhängen, sondern auch von den Vorschrif­
ten über die Zuständigkeit, das Verfahren oder das institutionelle Gefüge der
Gemeinschaft. Es ist im übrigen darauf hinzuweisen, daß diese Auffassung
auch in Artikel 107 der Verfahrensordnung des Gerichtshofes zum Ausdruck
kommt.

31 Der vom Rat angeführte Artikel 149 legt eindeutig fest, daß der Rat, wenn
er kraft dieses Vertrages auf Vorschlag der Kommission tätig wird, diesen
Vorschlag unter der Voraussetzung einstimmiger Beschlußfassung ändern
kann. Diese Bestimmung kann jedoch nicht dahin ausgelegt werden, noch
kann diese Art der Beschlußfassung so verstanden werden, daß sie den Rat in
diesem Fall von der Beachtung der übrigen Vertragsbestimmungen, insbeson­
dere derjenigen über die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen der Ge­
meinschaft und den Mitgliedstaaten, entbindet. Demnach kann Artikel 149
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bei Zweifeln über diese Verteilung im Bereich der Aushandlung und des Ab­
schlusses internationaler Abkommen der Befugnis der Kommission oder ge­
gebenenfalls des Rates selbst bzw. der Mitgliedstaaten nicht entgegenstehen,
sich des Verfahrens nach Artikel 228 zu bedienen, um diese Zweifel ausräu­
men zu lassen.

b) Zur Frage, ob der Antrag verfrüht ist

32 Der Einwand, die Anrufung des Gerichtshofes sei verfrüht, leitet sich aus
dem Umstand her, daß die Verhandlungen sich zu dem Zeitpunkt, als die
Kommission ihren Antrag auf Erstattung eines Gutachtens gestellt hat, noch
in einem wenig fortgeschrittenen Stadium befanden. Nach Ansicht des Rates
lag noch kein „beabsichtigtes Abkommen" im Sinne von Artikel 228 vor;
unter diesen Umständen sei es nicht möglich, mit der gewünschten Genauig­
keit festzustellen, welches der Gegenstand des Übereinkommens sein und
welche Klauseln es enthalten werde, um in Kenntnis aller Umstände die
Frage zu entscheiden, wie sich die Zuständigkeit im Rahmen des in der Ver­
handlung befindlichen Übereinkommens auf die Gemeinschaft und auf die
Mitgliedstaaten verteilt. Die französische Regierung hat besonders darauf
hingewiesen, daß die Stellung des Antrags bei diesem Verfahrensstand es er­
forderlich machen könnte, den Gerichtshof mehrmals hintereinander im
Zuge des Fortgangs von Verhandlungen zu befassen, deren Ergebnis noch
nicht vorherzusehen sei. Unter diesen Umständen sind der Rat und die sei­

nen Standpunkt unterstützenden Regierungen der Auffassung, für eine Beur­
teilung müsse zumindest das Ende der Verhandlungen abgewartet werden.

33 Angesichts dessen hatte der Gerichtshof zu prüfen, ob der Antrag auf Erstat­
tung eines Gutachtens im richtigen Zeitpunkt gestellt worden ist. Er ist zu
dem Schluß gekommen, daß der Antrag der Kommission in diesem Stadium
statthaft ist, und zwar aus zwei Gründen.

34 Zum einen ergibt sich aus den Berichten, die die Kommission dem Rat anläß­
lich ihres Ersuchens um Festlegung eines Mandats für die Verhandlungen
vorgelegt hat, daß der Gegenstand des beabsichtigten Übereinkommens zu
dieser Zeit, das heißt vor Eröffnung der Verhandlungen, bereits bekannt
war. Selbst wenn im derzeitigen Stadium noch eine Reihe von Alternativen
offen sind und Meinungsverschiedenheiten über die Abfassung bestimmter
Klauseln bestehen, erlauben es doch jedenfalls die dem Gerichtshof vorgeleg­
ten Unterlagen und die anläßlich der Anhörung der Verfahrensbeteiligten er-
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teilten Auskünfte, eine hinreichend sichere Beurteilung der von der Kommis­
sion aufgeworfenen Frage vorzunehmen.

35 Zum anderen darf nicht verkannt werden, daß der Kommission daran gele­
gen sein mußte, ihren Antrag unverzüglich zu stellen, nachdem die Mei­
nungsverschiedenheit zwischen ihr und dem Rat über die Frage der Zustän­
digkeit für die Aushandlung und den Abschluß des beabsichtigten Überein­
kommens zutage getreten war; dies gilt um so mehr, als es zu ähnlichen
Ungewißheiten bereits im Zusammenhang mit mehreren früheren Überein­
kommen gleicher Art gekommen war. Denn wenn es um die Entscheidung
einer Zuständigkeitsfrage geht, liegt es im offenkundigen Interesse aller be­
troffenen Staaten, einschließlich der Drittstaaten, daß diese Frage bereits zu
Beginn einer bestimmten Verhandlung geklärt wird.

IV — Zum Gegenstand und zu den Zielsetzungen des beabsich­
tigten Übereinkommens

36 Das dem Gerichtshof zur Beurteilung unterbreitete Zuständigkeitsproblem
ist, wie der Rat zutreffend ausgeführt hat, unter zwei Gesichtspunkten zu
prüfen. In erster Linie geht es darum, ob das beabsichtigte Übereinkommen
wegen seines Gegenstands und seiner Zielsetzungen unter den Begriff der
gemeinsamen Handelspolitik im Sinne von Artikel 113 des Vertrages fällt. In
zweiter Linie — jedoch nur für den Fall einer Bejahung der ersten Frage —
geht es darum, ob die Beteiligung der Mitgliedstaaten an dem Übereinkom­
men wegen gewisser Besonderheiten des Übereinkommens oder wegen ein­
zelner Bestimmungen desselben, die in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten
fallende Bereiche betreffen könnten, erforderlich ist.

Zunächst sollen die den Gegenstand und die Zielsetzungen des Übereinkom­
mens betreffenden allgemeinen Aspekte geprüft werden.

37 Die durch den Antrag der Kommission aufgeworfene zentrale Frage geht
dahin, ob das internationale Kautschuk-Übereinkommen insgesamt oder zu­
mindest mit seinem wesentlichen Inhalt zum Bereich der „gemeinsamen
Handelspolitik" gemäß Artikel 113 des Vertrages gehört. Unbestritten ist,
daß das geplante Übereinkommen einen engen Bezug zur Handelspolitik
aufweist. Die Meinungsverschiedenheit bezieht sich auf den Umfang des An­
wendungsbereichs von Artikel 113, und es herrscht Ungewißheit darüber, ob
diese Bestimmung die Materie des betreffenden Übereinkommens vollständig
abdeckt.
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38 Die Kommission verkennt nicht, daß die Bestimmungen des Vertrages über
die gemeinsame Handelspolitik sehr knapp gefaßt sind. Sie erinnert jedoch
daran, daß die Rechtsprechung des Gerichtshofes in mehreren Entscheidun­
gen zur Auslegung dieser Bestimmungen beigetragen habe; in diesem Zusam­
menhang verweist sie auf die Urteile vom 12. Juli 1973 in der Rechtssache
8/73 (Massey-Ferguson, Slg. 1973, 908) und vom 15. Dezember 1976 in der
Rechtssache 41/76 (Donckerwolcke und Schou, Slg. 1976, 1921), in denen
der Gerichtshof die Notwendigkeit einer vollständigen und zusammenhän­
genden Regelung der Außenhandelsbeziehungen der Gemeinschaft hervorge­
hoben habe, sowie auf das Gutachten 1/75 vom 11. November 1975
(Slg. 1975, 1355), in dem der Gerichtshof betont habe, daß der Begriff der
Handelspolitik für die Gemeinschaft keine eingeschränktere Bedeutung ha­
ben könne als für die Mitgliedstaaten und daß die Gemeinschaft in diesem so
definierten Bereich ausschließlich zuständig sei. Von diesen Leitgedanken
ausgehend und unter Berücksichtigung der im Vertrag festgelegten Bezie­
hung zwischen der Beseitigung der Handelshemmnisse zwischen den Mit­
gliedstaaten und der Durchführung einer gemeinsamen Handelspolitik ver­
tritt die Kommission die Auffassung, bei der Beurteilung einer handelspoliti­
schen Maßnahme müsse vor allem von deren besonderem Charakter als In­

strument zur Regelung des internationalen Handels ausgegangen werden.
Eine einschränkende Konzeption des Begriffs der gemeinsamen Handelspoli­
tik könne wegen der von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterschiedlichen
Handhabung der Instrumente zur Regelung der Außenhandelsbeziehungen
die Aufrechterhaltung innergemeinschaftlicher Handelshemmnisse nach sich
ziehen. Da das wesentliche Ziel des geplanten Übereinkommens die Stabili­
sierung der Naturkautschukpreise sei, habe man es mit einem typischen Me­
chanismus zur Regelung der Außenhandelsbeziehungen und sonach mit
einem handelspolitischen Mechanismus zu tun.

39 Der Rat erinnert zunächst daran, daß der ausschließliche Charakter der Zu­
ständigkeit der Gemeinschaft für den Bereich der Handelspolitik nicht in
Frage stehe und daß er den Gedanken einer allmählichen Entwicklung in
diesem Bereich nicht zurückweise; er betont jedoch, die gemeinsame Han­
delspolitik erfülle im System des Vertrages nichtsdestoweniger eine eigen­
ständige Aufgabe, und zwar bezeichne sie „jede Maßnahme zur Beeinflus­
sung des Handelsvolumens oder der Handelsströme". Artikel 113 müsse
daher so ausgelegt werden, daß es nicht zu einer Aushöhlung anderer Ver­
tragsbestimmungen komme, insbesondere derjenigen über die allgemeine
Wirtschaftspolitik, einschließlich der Rohstoffversorgungspolitik, für die die
Mitgliedstaaten zuständig blieben und hinsichtlich deren dem Rat gemäß Ar­
tikel 145 lediglich eine Befugnis zur „Abstimmung" zustehe. Nach Ansicht
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des Rates greifen hier die Zuständigkeiten der Gemeinschaft und der Mit­
gliedstaaten eng ineinander, da sich die internationalen Wirtschaftsbeziehun­
gen schwerlich von den internationalen politischen Beziehungen trennen lie­
ßen. In diesem Zusammenhang weist der Rat ferner darauf hin, daß Kau­
tschuk ein „strategischer Rohstoff" sei, so daß das in Frage stehende Über­
einkommen auch die Verteidigungspolitik der Mitgliedstaaten berühre. Nach
Auffassung des Rates fällt die Aushandlung des beabsichtigten Übereinkom­
mens unter diesen Umständen nicht nur unter Artikel 113 des Vertrages,
sondern auch unter Artikel 116 über das gemeinsame Vorgehen der Mit­
gliedstaaten in den internationalen Organisationen mit wirtschaftlichem Cha­
rakter, denen sie angehören.

40 Der Rat führt des weiteren aus, die im Rahmen der UNCTAD eingeleiteten
Verhandlungen über den Abschluß von Übereinkommen über eine Reihe von
Rohstoffen seien „vor dem allgemeinen Hintergrund der zwischen den Indu­
strieländern und den Entwicklungsländern bestehenden Nord-Süd-Beziehun­
gen zu sehen". Obwohl die Verhandlungsführer der Verbraucherländer
einen ausgewogenen Abschluß anstrebten, ergebe sich schon aus der Natur
dieser Übereinkommen, daß diese einige nicht auf dem Grundsatz der Ge­
genseitigkeit beruhende Gesichtspunkte aufwiesen, wie sie für die Entwick­
lungshilfe typisch seien. Dies gelte unter anderem für das im Rahmen des
Ausgleichslagersystems vorgesehene Verfahren der Preisfestsetzung. Diese
dem Übereinkommen innewohnenden Gesichtspunkte der Entwicklungshilfe
fielen nicht in den Bereich der Handelspolitik. Die französische Regierung
hat diesen Aspekt in ihrer Stellungnahme besonders hervorgehoben. Sie weist
die Auffassung zurück, daß der gesamte Inhalt des Naturkautschuk-Überein­
kommens in den Bereich der Handelspolitik falle, denn es handele sich hier
„um die Erfüllung einer Pflicht zur internationalen Solidarität, bei der mer­
kantile Erwägungen keine Rolle spielen".

a) Prüfung der Zusammenhänge des Übereinkommens mit der Handelspolitik
und den Problemen der Entwicklungshilfe

41 Durch seine besondere Wirkungsweise wie auch durch gewisse Merkmale
seiner rechtlichen Struktur unterscheidet sich das beabsichtigte internationale
Naturkautschuk-Übereinkommen von gewöhnlichen Handels- und Zollab­
kommen, die in erster Linie auf der Anwendung von Zöllen und mengenmä­
ßigen Beschränkungen beruhen. Das Übereinkommen stellt ein stärker
durchgebildetes Instrument in Form einer weltweiten Marktorganisation dar
und unterscheidet sich dadurch von den herkömmlichen Handelsabkommen.
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Zur Beantwortung der gestellten Frage ist darauf abzustellen, welche Trag­
weite diesen besonderen Merkmalen im Hinblick auf dem Begriff der ge­
meinsamen Handelspolitik im Sinne von Artikel 113 des Vertrages zukommt
und welche Konsequenzen sich insoweit ergeben. Gleichzeitig ist zu prüfen,
ob der vom Rat angeführte Zusammenhang zwischen dem geplanten Über­
einkommen und den Problemen der Entwicklungshilfe möglicherweise be­
wirkt, daß das Übereinkommen nicht in den Bereich der gemeinsamen Han­
delspolitik, so wie er im Vertrag definiert ist, fällt.

42 Die Resolution von Nairobi, die den über Naturkautschuk eingeleiteten Ver­
handlungen zugrunde liegt, läßt erkennen, daß die Rohstoffübereinkommen
in Wahrheit komplexe Ziele verfolgen. Denn diese Resolution betont zwar
die Bedürfnisse der Entwicklungsländer, sie enthält aber auch zahlreiche Be­
zugnahmen auf die Mechanismen aus dem Bereich des Handels und sieht
auch nicht über die Bedürfnisse der Industrieländer hinweg. Was insbeson­
dere das Interesse der Entwicklungsländer angeht, können die Rohstoffüber­
einkommen zwar die Gewährung von Vorteilen mit sich bringen, wie sie für
die Entwicklungshilfe kennzeichnend sind; es darf jedoch auch nicht ver­
kannt werden, daß diese Übereinkommen für jene Länder noch stärker dem
Anliegen Rechnung tragen, eine Verbesserung der „terms of trade" zu errei­
chen und auf diese Weise ihre Ausfuhrerlöse aufzuwerten. Dieses Merkmal

tritt besonders deutlich in dem hier in Frage stehenden Übereinkommen zu­
tage, das auf die Schaffung eines gerechten Ausgleichs zwischen den Interes­
sen der Erzeugerländer und denen der Verbraucherländer gerichtet ist. Es
liegt in der Natur der Sache, daß die Industrieländer in den Verhandlungen
über ein derartiges Übereinkommen bei allem Bemühen um die Wahrung
ihres Eigeninteresses anerkennen müssen, daß die Erzeugerländer aus einer
von der ihrigen verschiedenen wirtschaftlichen Situation heraus verhandeln
und daß ein vernünftiger Ausgleich zwischen diesen Standpunkten gefunden
werden muß, um den Abschluß eines Übereinkommens zu ermöglichen.

43 Zu berücksichtigen ist auch der zwischen den verschiedenen Rohstoffüber­
einkommen bestehende Zusammenhang, der in der Resolution von Nairobi
hervorgehoben worden ist. Da eine steigende Zahl wirtschaftlich besonders
wichtiger Erzeugnisse betroffen ist, liegt es auf der Hand, daß eine zusam­
menhängende Handelspolitik nicht mehr betrieben werden könnte, wenn die
Gemeinschaft nicht in der Lage wäre, ihre Zuständigkeit auch im Hinblick
auf eine Kategorie von Übereinkommen wahrzunehmen, die sich neben den
herkömmlichen Handelsübereinkommen zu einem Hauptfaktor in der Rege­
lung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen entwickeln.
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44 Nach dem von der UNCTAD zur Erarbeitung derartiger Regelungen gege­
benen Anstoß könnte eine gemeinsame Handelspolitik nicht mehr sinnvoll
betrieben werden, wenn die Gemeinschaft nicht auch über die verfeinerten,
zur Entwicklung des internationalen Handels eingeführten Hilfsmittel verfü­
gen könnte. Artikel 113 EWG-Vertrag darf somit nicht in einer Weise ausge­
legt werden, die dazu führen würde, die gemeinsame Handelspolitik auf den
Gebrauch der Instrumente zu beschränken, deren Wirkung ausschließlich auf
die herkömmlichen Aspekte des Außenhandels gerichtet ist, und weiterent­
wickelte Mechanismen, wie sie das beabsichtigte Übereinkommen bereitstellt,
auszuschließen. Eine so verstandene „Handelspolitik" wäre dazu verurteilt,
allmählich bedeutungslos zu werden. Wenn auch anzunehmen ist, daß der
beherrschende Gedanke zur Zeit der Ausarbeitung des Vertrages der der Li­
beralisierung des Handelsverkehrs war, so hindert doch der Vertrag die Ge­
meinschaft nicht daran, eine Handelspolitik zu entwickeln, die für bestimmte
Erzeugnisse auf eine Regulierung des Weltmarktes anstelle einer bloßen
Liberalisierung des Handelsverkehrs abzielt.

45 Artikel 113 verleiht der Gemeinschaft die Zuständigkeit für die Gestaltung
einer „Handelspolitik nach einheitlichen Grundsätzen"; daraus erhellt, daß
die Frage der Außenhandelsbeziehungen in einer offenen Perspektive und
nicht nur im Hinblick auf die Handhabung einiger bestimmter Systeme, wie
Zölle und mengenmäßige Beschränkungen, zu regeln ist. Dies läßt sich auch
dem Umstand entnehmen, daß die in Artikel 113 enthaltene Aufzählung der
Gegenstände der Handelspolitik (die Änderung von Zollsätzen, der Abschluß
von Zoll- und Handelsabkommen, die Vereinheitlichung der Liberalisie­
rungsmaßnahmen, die Ausfuhrpolitik und die handelspolitischen Schutzmaß­
nahmen) als eine nicht abschließende Aufzählung gedacht ist, die als solche
nicht die Möglichkeit abschneiden soll, im Rahmen der Gemeinschaft andere
Verfahren zur Regelung der Außenhandelsbeziehungen einzuführen. Eine
einschränkende Auslegung des Begriffs der gemeinsamen Handelspolitik
könnte wegen der Unterschiede, die dann in bestimmten Bereichen der Wirt­
schaftsbeziehungen zu den Drittländern fortbestehen würden, zu Störungen
im innergemeinschaftlichen Handelsverkehr führen.

46 Zudem zeigt sich bei einer Betrachtung der gesamten Palette der bestehen­
den und geplanten Übereinkommen, daß in den Verhandlungen über diese
Übereinkommen sehr verschiedenartige Interessen der Gemeinschaft berührt
sind und daß Zusammenhänge mit den verschiedenartigsten Bereichen beste­
hen, in denen die Gemeinschaft Verantwortlichkeiten übernommen hat. So
gibt es Übereinkommen, die, wie das Kautschuk-Übereinkommen, Erzeug-
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nisse betreffen, bezüglich deren (selbstverständlich vorbehaltlich des Pro­
blems der Ersatzstoffe) die Gemeinschaft die Stellung eines bloßen Verbrau­
chers einnimmt; daneben gibt es andere Übereinkommen, z. B. jene über Er­
zeugnisse wie Weizen, Fette und Zucker, im Rahmen derer die Gemeinschaft
auch als Erzeuger betroffen ist und die ihre Ausfuhrpolitik, die in Artikel 113
ausdrücklich als eines der Ziele der gemeinsamen Handelspolitik genannt
wird, wie auch ihre Einfuhrpolitik betreffen. Mehrere Übereinkommen dieser
Art sind im übrigen unmittelbar mit der Durchführung der gemeinsamen
Agrarpolitik verknüpft.

b) Zu den Zusammenhängen zwischen dem Übereinkommen und der allgemei­
nen Wirtschaftspolitik

47 Der Rat hat in seinen Ausführungen das Problem der Abgrenzung zwischen
dem Begriff der >„Wirtschaftspolitik" und dem der „Handelspolitik" im Sy­
stem des Vertrages aufgeworfen. In einigen Bestimmungen wird die Wirt­
schaftspolitik in der Tat in erster Linie als eine Frage des einzelstaatlichen
Interesses angesehen; dies ist die Bedeutung des Begriffs in den Artikeln 6
und 145, die aus diesem Grund für die Mitgliedstaaten lediglich eine Ver­
pflichtung zur Koordinierung vorsehen. In anderen Bestimmungen wird die
Wirtschaftspolitik als eine Frage des gemeinsamen Interesses aufgefaßt, wie
dies in den Artikeln 103 bis 116 der Fall ist, die in einem der „Wirtschaftspo­
litik" der Gemeinschaft gewidmeten Titel zusammengefaßt sind. Zu diesem
Titel gehört das Kapitel über die gemeinsame Handelspolitik.

48 Mit vorstehenden Erwägungen sind die aus der Unterscheidung zwischen
den Bereichen der allgemeinen Wirtschaftspolitik und denen der gemeinsa­
men Handelspolitik gewonnenen Argumente teilweise bereits beantwortet.
Denn die internationale Zusammenarbeit fiele, soweit sie nicht zur Handels­
politik gehört, mit den Bereichen der allgemeinen Wirtschaftspolitik zusam­
men. Gehört sie jedoch, wie vorstehend ausgeführt, zumindest teilweise zur
gemeinsamen Handelspolitik, so ergibt sich daraus eindeutig, daß sie der Zu­
ständigkeit der Gemeinschaft nicht unter der Bezeichnung als allgemeine
Wirtschaftspolitik entzogen werden kann.

49 Unter Berücksichtigung des spezifischen Charakters der Vorschriften über
die Handelspolitik (Artikel 113 bis 116), insoweit diese Vorschriften die
Beziehungen zu den Drittländern betreffen und ihnen gemäß Artikel 113 der
Begriff einer gemeinsamen Politik zugrunde liegt, kann ihre Tragweite nicht
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im Lichte allgemeinerer Vorschriften über die Wirtschaftspolitik, die auf dem
Gedanken einer bloßen Koordinierung beruhen, eingeschränkt werden. Die
Erwägung, daß die Ausgestaltung der wirtschaftlichen Beziehungen der Ge­
meinschaft zu den Drittländern Auswirkungen auf bestimmte Bereiche der
Wirtschaftspolitik haben kann, etwa auf die Versorgung der Gemeinschaft
mit Rohstoffen oder die Preispolitik, wie dies gerade bei der Regelung des
internationalen Rohstoffhandels der Fall ist, bietet demzufolge keinen Anlaß,
derartige Bereiche vom Anwendungsgebiet der Vorschriften über die gemein­
same Handelspolitik auszunehmen. Ebensowenig kann der Umstand, daß ein
Erzeugnis wegen der Schaffung von Lagern zur Sicherung der Versorgung
eine politische Bedeutung haben kann, den Ausschluß dieses Erzeugnisses
vom Bereich der gemeinsamen Handelspolitik rechtfertigen.

so Anhand derselben Erwägungen ist das Verhältnis zwischen Artikel 113 und
Artikel 116 im Rahmen des der gemeinsamen Handelspolitik gewidmeten
Kapitels des Vertrages zu bestimmen. Zweifellos dienen die beiden Bestim­
mungen insofern demselben Ziel, als sie auf die Durchführung einer gemein­
samen Politik auf dem Gebiet der internationalen Wirtschaftsbeziehungen
gerichtet sind. Was die Mittel angeht, beruhen diese beiden Artikel jedoch
auf verschiedenen Voraussetzungen und verfolgen demgemäß unterschied­
liche Konzeptionen. Gemäß Artikel 113 wird die gemeinsame Handelspolitik
von der Gemeinschaft autonom festgelegt, das heißt, diese handelt als Ge­
meinschaft durch ihre eigenen Organe; insbesondere werden die aufgrund
dieser Vorschrift geschlossenen Übereinkommen gemäß Artikel 114 im „Na­
men der Gemeinschaft ... geschlossen" und somit nach den in diesen Be­
stimmungen und in Artikel 228 niedergelegten Verfahren ausgehandelt. Arti­
kel 116 ist im Hinblick auf ein gemeinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten in
den internationalen Organisationen geschaffen worden, in denen die Ge­
meinschaft nicht Mitglied ist; in einer solchen Situation ist das allein geeig­
nete Mittel ein abgestimmtes und solidarisches Vorgehen der Mitgliedstaaten
als Mitglieder dieser Organisationen.

51 Im vorliegenden Fall ergibt sich ein Problem der Abgrenzung der jeweiligen
Anwendungsbereiche der Artikel 113 und 114 einerseits sowie 116 anderer­
seits aus dem Umstand, daß die Rohstoffübereinkommen gegenwärtig im
Rahmen der UNCTAD ausgehandelt werden. Der Gerichtshof hat zu dieser
Frage bereits in seinem Gutachten 1/75 Stellung genommen, das eine im
Rahmen einer internationalen Organisation (der OECD) getroffene interna­
tionale Vereinbarung betraf. Der Gerichtshof hat in diesem Gutachten fest­
gestellt, daß es im Hinblick auf die Anwendung des Vertrages um die Frage
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geht, ob eine im Rahmen einer internationalen Organisation geführte Ver­
handlung auf eine „von Völkerrechtssubjekten eingegangene bindende Ver­
pflichtung " gerichtet ist. In einem solchen Fall finden die Bestimmungen des
Vertrages über die Aushandlung und den Abschluß von Abkommen, mit
anderen Worten die Artikel 113, 114 und 228 Anwendung, und nicht
Artikel 116.

V — Fragen im Zusammenhang mit der Finanzierung des Über­
einkommens und mit anderen besonderen Bestimmungen

52 Unter Berücksichtigung der vorstehenden Feststellungen zu der Frage, ob
Gegenstand und Zielsetzungen des beabsichtigten Übereinkommens mit dem
Begriff der gemeinsamen Handelspolitik übereinstimmen, bleibt noch zu prü­
fen, ob die Einzelheiten der Finanzierung des Ausgleichslagers oder einzelne
besondere Klauseln des Übereinkommens betreffend die technologische
Hilfe, die Forschungsprogramme, die Aufrechterhaltung gerechter Arbeitsbe­
dingungen in der Kautschukindustrie sowie die Konsultationen über die
Steuerpolitik der Teilnehmerstaaten, die Einfluß auf den Kautschukpreis ha­
ben kann, die ausschließliche Zuständigkeit der Gemeinschaft entfallen las­
sen.

53 Was die Frage der Finanzierung angeht, machen der Rat und diejenigen Re­
gierungen, die seine Auffassung unterstützen, geltend, die Mitgliedstaaten
würden durch die Durchführung des Übereinkommens finanziell verpflichtet,
da sich die Verhandlungsführer für eine Finanzierung mit Hilfe öffentlicher
Mittel entschieden hätten. Es könne nicht zugelassen werden, daß derartige
Verpflichtungen ohne ihre Beteiligung eingegangen würden. Nach Auffas­
sung der Kommission geht die Frage der Zuständigkeit der der Finanzierung
voraus; man könne daher die Zuständigkeit der Gemeinschaft nicht von der
Wahl der finanziellen Modalitäten abhängig machen.

54 Bezüglich der vorstehend erwähnten besonderen Klauseln führt der Rat aus,
Bestimmungen dieser Art lägen auf jeden Fall außerhalb des Bereichs der
Handelspolitik; infolgedessen falle die Aushandlung des beabsichtigten Über­
einkommens unter Artikel 116 betreffend das abgestimmte Vorgehen der
Mitgliedstaaten in den internationalen Organisationen mit wirtschaftlichem
Charakter.
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55 Der Gerichtshof hält es für erforderlich, insoweit zwischen den vom Rat an­
geführten besonderen Klauseln und den finanziellen Bestimmungen zu unter­
scheiden. Letztere nehmen eine zentrale Stellung im Gefüge des Überein­
kommens ein und werfen aus diesem Grund ein grundlegenderes Problem
für die Abgrenzung der Zuständigkeiten der Gemeinschaft von jenen der
Mitgliedstaaten auf.

56 Der Gerichtshof ist der Auffassung, daß die mögliche Aufnahme von Klau­
seln über Bereiche wie die technologische Hilfe, die Forschungsprogramme,
die Arbeitsbedingungen in der Kautschukindustrie oder die Konsultationen
über die Steuerpolitik der Teilnehmerstaaten, soweit sie einen Einfluß auf
den Kautschukpreis haben kann, in das Übereinkommen dessen rechtliche
Einordnung nicht ändert; diese hat in Ansehung seines wesentlichen Gegen­
stands zu erfolgen und nicht anhand einzelner Bestimmungen, die alles in
allem den Charakter von Neben- und Hilfsbestimmungen haben. Dies gilt
um so mehr, als die erwähnten Klauseln in Wahrheit einen engen Zusam­
menhang mit dem Gegenstand des Übereinkommens und den Aufgaben der
Organe aufweisen, die im Rahmen der zu schaffenden internationalen Na­
turkautschuk-Organisation tätig sein werden. Die Aushandlung und das In­
kraftsetzen dieser Klauseln hat daher nach dem für das Übereinkommen in

seiner Gesamtheit geltenden Recht zu erfolgen.

57 Hinsichtlich der Finanzierungsregelung ist zunächst daran zu erinnern, daß
die Kommission in ihrer dem Rat gemäß Artikel 113 vorgelegten Empfeh­
lung vom 5. Oktober 1978 vorgeschlagen hatte, die Durchführung der finan­
ziellen Bestimmungen des Naturkautschuk-Übereinkommens durch die Ge­
meinschaft selbst mit Hilfe eines dem Gemeinschaftshaushalt entnommenen

Direktbeitrags sicherzustellen. Der Rat räumt zwar ein, daß diese Finanzie­
rungsweise nach den Finanzvorschriften des EWG-Vertrages möglich sei,
gibt aber einer Finanzierung durch die Mitgliedstaaten den Vorzug. Bisher
ist jedoch in dieser Frage noch keine förmliche Entscheidung gefallen.
Darüber hinaus bleibt völlig ungewiß, welche Haltung die verschiedenen
Mitgliedstaatenzu dieser besonderen Frage einnehmen und welche Folgen
sich hieraus für die Verteilung der finanziellen Lasten ergeben werden.

58 Angesichts der noch bestehenden Ungewißheit darüber, wie dieses Problem
letztlich zu lösen sein wird, muß der Gerichtshof zwei unterschiedliche Fall­
gestaltungen ins Auge fassen, nämlich den Fall, daß die durch das Überein­
kommen vorgesehenen finanziellen Verpflichtungen in den Gemeinschafts-
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haushalt eingestellt werden, und den Fall, daß die Haushalte der Mitglied­
staaten unmittelbar damit belastet werden. Im Rahmen des vorliegenden Ver­
fahrens ist es nicht Sache des Gerichtshofes, eine Wahl zwischen diesen bei­
den Möglichkeiten zu treffen.

59 Im ersten Fall würde sich keinerlei Problem für die ausschließliche Zustän­

digkeit der Gemeinschaft zum Abschluß des betreffenden Übereinkommens
ergeben. Wie vorstehend ausgeführt, zielt der Mechanismus des Ausgleichs­
lagers auf die Regelung der Handelsbeziehungen und stellt somit ein Instru­
ment der gemeinsamen Handelspolitik dar. Demgemäß wäre eine gemein­
schaftliche Finanzierung der sich daraus ergebenden finanziellen Belastungen
als einen dem Vertrag entsprechende Lösung anzusehen.

60 Eine andere Lage böte sich, wenn die zweite Möglichkeit vorgezogen würde.
Es kann nämlich nicht bestritten werden, daß die Finanzierung des Lagers
ein wesentliches Element des geplanten Systems zur Marktregulierung dar­
stellt. Der Umfang und die Modalitäten der finanziellen Verpflichtungen,
denen die Mitgliedstaaten nachzukommen haben, werden die Möglichkeiten
und den Wirkungsgrad des Eingreifens des Ausgleichsmechanismus unmittel­
bar beeinflussen, während sich die Entscheidungen über die Höhe des zen­
tralen Referenzpreises und die zugelassenen Bandbreiten für Schwankungen
nach oben oder nach unten unmittelbar auf den Einsatz der dem zukünftigen
internationalen Kautschukrat zur Verfügung gestellten Finanzmittel und auf
den Umfang der Finanzmittel auswirken werden, die ihm zur Verfügung ge­
stellt werden sollen. Überdies darf nicht außer acht gelassen werden, daß die
vorgesehene Finanzstruktur, wie in den dem Gerichtshof vorgelegten und
den letzten Stand der Verhandlungen widerspiegelnden Unterlagen erwähnt
wird, eine Koordinierung zwischen der Verwendung der dem zukünftigen
internationalen Kautschukrat zur Verfügung gestellten besonderen Finanz­
mittel und der Verwendung derjenigen Mittel erforderlich macht, die er aus
dem zu schaffenden Gemeinsamen Fonds wird erhalten können. Obliegt die
Finanzierung des Übereinkommens der Gemeinschaft, so werden die erfor­
derlichen Entscheidungen nach den entsprechenden Gemeinschaftsverfahren
getroffen werden. Geht dagegen die Finanzierung zu Lasten der Mitglied­
staaten, so bedingt dieser Umstand die Beteiligung dieser Staaten an diesen
Entscheidungsprozessen oder zumindest ihre Zustimmung zu den beabsich­
tigten Modalitäten der Finanzierung und demzufolge ihre Beteiligung an
dem Übereinkommen zusammen mit der Gemeinschaft. Eine ausschließliche

Zuständigkeit der Gemeinschaft könnte in diesem Fall nicht angenommen
werden.
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VI — Vertretung bestimmter nicht zur Gemeinschaft gehören­
der „abhängiger Gebiete" im Rahmen des Übereinkom­
mens

61 Die französische und die britische Regierung haben darauf hingewiesen, daß
das geplante Übereinkommen eine Klausel über die Beteiligung der „abhän­
gigen Gebiete" der Unterzeichnerstaaten enthalte. Wie die französische Re­
gierung ausgeführt hat, ist sie im Rahmen des Übereinkommens oder ähnli­
cher Übereinkommen zur Vertretung der französischen überseeischen Ge­
biete befugt, die im Gegensatz zu den überseeischen Departements kein Teil
der Europäischen Gemeinschaft sind; eine ähnliche Situation besteht für das
Vereinigte Königreich im Hinblick auf die internationale Vertretung abhän­
giger Gebiete (wie zum Beispiel Hongkong), die nicht zur Gemeinschaft ge­
hören.

62 Die betreffenden Gebiete befinden sich, da sie vom Anwendungsbereich des
EWG-Vertrags nicht erfaßt werden, gegenüber der Gemeinschaft in der glei­
chen Situation wie Drittländer. Somit ist die Stellung der Mitgliedstaaten, die
diese Gebiete in ihren internationalen Beziehungen vertreten, im Hinblick
auf das geplante Übereinkommen als eine doppelte zu definieren: zum einen
als Mitglieder der Gemeinschaft und zum anderen als Vertreter bestimmter
abhängiger, nicht zum Geltungsbereich des Gemeinschaftsrechts gehörender
Gebiete auf internationaler Ebene. Die Zugehörigkeit dieser Staaten zur Ge­
meinschaft hat daher keinen Einfluß auf ihre Stellung, soweit sie als interna­
tionale Vertreter der betreffenden Gebiete auftreten. Allerdings sind sie dann
in dieser Eigenschaft und nicht als Migliedstaaten der Gemeinschaft zur Be­
teiligung an dem Übereinkommen befugt. Diese Sonderstellung kann somit
keinen Einfluß auf die Lösung des Problems der Abgrenzung der Zuständig­
keitsbereiche innerhalb der Gemeinschaft haben. Es ist darauf hinzuweisen,
daß sich ein ähnliches Problem bereits im Fall des am 24. Oktober 1978 in

Ottawa unterzeichneten Übereinkommens über die Fischerei im Nordwest­

atlantik (Verordnung Nr. 3179/78 des Rates vom 28. Dezember 1978, ABl.
L 378, S. 1) hinsichtlich der Beteiligung der Färöer-Inseln ergeben hat, die
im Rahmen des Übereinkommens von Dänemark vertreten werden. In dieser

Eigenschaft, und nur in dieser, ist dieser Staat neben der Gemeinschaft an
dem Übereinkommen beteiligt.
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VII — Abschließende Bemerkungen

63 Aus der Gesamtheit der vorstehenden Erwägungen ergibt sich, daß das beab­
sichtigte internationale Naturkautschuk-Übereinkommen trotz der Besonder­
heiten, die es von den herkömmlichen Zoll- und Handelsabkommen unter­
scheiden, in den Bereich der Handelspolitik im Sinne von Artikel 113 EWG-
Vertrag fällt.

Die Folgen, die sich aus dieser Feststellung für die Frage der ausschließlichen
Zuständigkeit der Gemeinschaft zur Aushandlung und zum Abschluß des be­
absichtigten Übereinkommens ergeben, können jedoch nach Maßgabe der
noch zu treffenden Entscheidung über die Art und Weise der Finanzierung
des Ausgleichsmechanismus Änderungen unterliegen, falls die finanziellen
Verpflichtungen unmittelbar von den Mitgliedstaaten übernommen werden.

Abschließend äußert sich

DER GERICHTSHOF

gutachtlich wie folgt:

1. Die Zuständigkeit der Gemeinschaft im Bereich der Handelspolitik
im Sinne von Artikel 113 des Vertrages zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft erstreckt sich auf das internationale
Naturkautschuk-Übereinkommen, das gegenwärtig im Rahmen der
Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung aus­
gehandelt wird.

2. Die Frage, ob die Gemeinschaft insoweit über eine ausschließliche Zu­
ständigkeit verfügt, hängt im vorliegenden Fall von der Art und Weise
der Finanzierung der Tätigkeit des Ausgleichslagers ab, das durch die­
ses Übereinkommen eingerichtet werden soll.

Sollten die sich aus der Finanzierung dieses Lagers ergebenden Ver­
pflichtungen dem Haushalt der Gemeinschaft auferlegt werden, so
wäre eine ausschließliche Zuständigkeit der Gemeinschaft gegeben.

Sollten diese Verpflichtungen dagegen unmittelbar von den Mitglied­
staaten übernommen werden, so würde dies die Beteiligung dieser
Staaten an dem Übereinkommen zusammen mit der Gemeinschaft zur

Folge haben.
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3. Solange diese Frage nicht von den zuständigen Stellen der Gemein­
schaft entschieden worden ist, ist die Beteiligung der Mitgliedstaaten
an der Aushandlung des Übereinkommens zuzulassen.

Kutscher Mertens de Wilmars Mackenzie Stuart

Präsident Kammerpräsident Kammerpräsident

Pescatore Sørensen O'Keeffe

Richter Richter Richter

Bosco Touffait Koopmans

Richter Richter Richter

Luxemburg, den 4. Oktober 1979

Der Kanzler

A. Van Houtte
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